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VerfaſſungsrechtlicheBeſtimmungen .

Bei der Auslegung und der Anwendung der Beſtimmungen gehen

die Schulverwaltungen der Länder in der weitaus überwiegenden Zahl

davon aus , daß der Lehrer bezw . der Schüler nicht zu befragen ſei , ob

er Religionsunterricht erteilen bezw . daran teilnehmen wolle , daß es

vielmehr dem Lehrer oder Schüler nur freiſtehe , die ihm angeſonnene

Erteilung des Religionsunterrichts bezw . die erfolgte Einweiſung in den

Unterricht abzulehnen . Dieſe Auffaſſung wurde im Anſchluß an die

Entſchließung des Reichstags vom 16. März 1921 auch von dem Aus⸗

ſchuß des Reichstags zur Beratung des Geſetzentwurfs über die religiöſe

Kindererziehung vertreten mit dem Hinweis darauf , daß bei Annahme

des § 149 kein Zweifel darüber geweſen ſei , „ daß die Teilnahme am Re⸗

ligionsunterricht die Regel ſein ſolle und es zur Durchbrechung dieſer

Regel der Abmeldung vom Religionsunterricht bedürfe . “ Die gleiche

Auffaſſung trat bei der Beratung des GSchG . zu Tage.

3. In Abſ . 3 wurde in der 3. Leſung der Nationalverſammlung die

Faſſung der 2. Leſung „ Die beſtehenden theologiſchen Fakultäten “ dahin

geändert , daß das Wort „beſtehenden “ geſtrichen wurde .
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Art . 150 .

Die Denkmäler der Kunſt , der Geſchichte und der Natur ge⸗

nießen den Schutz und die Pflege des Staates .

Es iſt Sache des Reiches , die Abwanderung deutſchen Kunſt⸗

beſitzes in das Ausland zu verhüten .

RWO. v. 11. Dez . 1919 über die Ausfuhr von Kunſtwerken und

v. 8. Mai 1920 über den Schutz von Denkmälern und Kunſtwerken .

2. Geſeß .
( Vom 28. April 1820 . )

Die Grundſchulen und Aufhebung der Vorſchulen betr .

( RGBl . 1920 Nr . 99, ABl . Nr . 20. )

Die verfaſſunggebende Deutſche Nationalverſammlung hat
das folgende Geſetz beſchloſſen , das mit Zuſtimmung des Reichs⸗
rats hiermit verkündet wird :

Das Grundſchulgeſetz iſt in ſeinem ganzen Inhalt nur ein Grund⸗

jatz und Richtliniengeſetz für die folgende Landesgeſetzgebung . Schon

in der Begründung zu dem Geſetzentwurf wird bemerkt , es handle ſich

um geſetzliche Feſtlegung in Umriſſen , um den Ländern und Gemeinden

für
die rechtzeitige Einſtellung ihres Schulweſens auf die kommende

Natiehn
die Unterlagen zu geben . Bei der erſten Beratung in der

iee
wurde ſeitens des zuſtändigen Regierungsvertre⸗

900
erklärt , das Geſetz habe , wie die Schulgeſetzgebung des Reichs über⸗

901 10 Grundſätze aufzuſtellen und müſſe es der Landesgeſetz⸗

15 95
ſie im Einzelfall mit dieſen Grundſätzen fertig

zird “. araus folgt aber nicht , daß nicht auch im Grundſchulgeſetz die
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eine oder andere Beſtimmung ſich zu einer unmittelbare Gel⸗

tung beanſpruchenden Vorſchrift verdichten kann .

Das Geſetz iſt in Baden nicht förmlich eingeführt , aber amtlich ver⸗

kündet und tatſächlich in ſeinen einzelnen Beſtimmungen zur Durchfüh⸗

rung gelangt .

§ 1 .

( ) Die Volksſchule iſt in den vier unterſten Jahrgängen als

die für alle gemeinſame Grundſchule , auf der ſich auch das mitt⸗

lere und höhere Schulweſen aufbaut , einzurichten . Die Vorſchrif⸗

ten der Artikel 146 Abſatz 2 und 174 der Verfaſſung des Deutſchen
Reiches gelten auch für die Grundſchule .

( 2) Die Grundſchulklaſſen ( ſtufen ) ſollen unter voller Wah⸗

rung ihrer weſentlichen Aufgabe als Teile der Volksſchule zu⸗

gleich die ausreichende Vorbildung für den unmittelbaren Eintritt
in eine mittlere oder höhere Lehranſtalt gewährleiſten . Auf

Hilfsſchulklaſſen findet dieſe Beſtimmung keine Anwendung .

( 3) Für beſondere Fälle können die Landeszentralbehörden

zulaſſen , daß noch weitere Jahrgänge einer Volksſchule als Grund⸗

ſchulklaſſen eingerichtet werden .

Re Grundſchule ſoll in ihren Zielen ſo aufgebaut werden , daß

ſich der Oberbau der Volksſchule ſowie die höhere und mittlere Schule

auf ihr aufbauen können . Sie ſoll ſich nicht nach den Zielen der höheren

Schulen richten , ſondern eine Art neuer Volksſchule werden . Die Aus⸗

geſtaltung im einzelnen ſoll der Landesge ſetzgebung überlaſſen
bleiben .

Die Grundſchule iſt eine Abteilung der Volksſchule . Die
auf dieſe bezüglichen geſetzlichen Vorſchriften gelten daher auch für die

Grundſchule , die nach §S 146 als Gemeinſch aftsſchule , Bekennt⸗

nisſchule oder bekenntnisfreie ( weltliche ) Schuhe eingerichtet

werden kann .

Ein Antrag , daß der übergang in die höhere Schule ohne Prü⸗

fung ſtattfinden müſſe , wurde bei der Kommiſſionsberatung abgelehnt .

Das Geſetz ſieht von der Beſtimmung in Abſ . 1, wonach jedes Kind

vor dem Übergang in eine höhere Schule die Grundſchule vier Jahre

lang beſucht haben muß , keine Ausnahme vor . Dies wurde in weiten

Kreiſen als eine ungerechtfertigte Belaſtung für beſonders befähigte Kin⸗

der empfunden , von denen man annehmen könne , daß ſie den Unter⸗

richtsſtoff der Grundſchule ſchon in geringerer Zeit zu bewältigen in der

Lage wären . Es wurde deshalb in einzelnen Ländern der Verſuch ge⸗

macht, die äußerlich aufrecht zu erhaltende Beſtimmung dadurch auszu⸗

höhlen , daß man für ſolche Kinder ein Überſpringen des zweiten Jahr⸗

gangs und damit die Erfüllung der Grundſchulpflicht in 3 Jahren für

zuläſſig erklären wollte .

Dieſen für die Aufrechterhaltung des Geſetzes nicht ungefährlichen
Strömungen hat der Reichstag Rechnung getragen , indem er durch ein
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e der Verkündung in Kraft getretenes Geſetz vom 18. April

1925 beſtimmte :

Der Lehrgang der Grundschule umfaßt vier Jahres -

klassen ( Stufen ) .

Im Einzelfalle können pesonders leistungsfähige Schul -

kinder nach Anhören des Grundschullehrers unter Genehmi -

gung der Schulaufsichtsbehörde schon nach dreijähriger

Grundschulpflicht zur Aufnahme in eine mittlere oder höhere

Schule zugelassen werden .

Hiernach ſind die Länder ermächtigt , für die im Geſetz bezeichneten

Schüler und unter den hiefür feſtgeſetzten Vorausſetzungen eine Abkür⸗

zung der Grundſchulzeit eintreten zu laſſen .

Zum Vollzug dieſer Beſtimmung hat das UM. unterm 4. Januar

1926 — ABl . Nr . 2 S. 7 —folgende mit den übrigen Ländern verein⸗

barte Richtlinien bekannt gegeben .

Aufnahme von Schulkindern in die Höheren Schulen .

In die Schulbehörden der Höheren Schulen und der

Volksschulen .

I. Zur Aufnahme von Schulkindern in die unterste Klasse

der Höheren Schulen werden zugelassen :

1. Schulkinder nach vieriähriger Grundschulpflicht ,

2. im Einzelfall besonders leistungsfähige Schulkinder

nach Anhören des Grundschullehrers unter Genehmigung der

Schulaufsichtsbehörde schon nach dreijähriger Grundschul -

Pflicht .
II . Für die Aufnahme von Schulindern nach I Ziffer 2

gelten folgende , mit den übrigen Ländern vereinbarte

Richtlinien :

1. Das Reichsgesetz , betreffend den Lehrgang der

Grundschule vom 18. April 1925 ( Reichsgesetzblatt 1 Seite 49)

ändert grundsätzlich nichts an der 4jährigen Dauer der

Grundschule , die in S 1 des GSchG . vom 28. April 1920 fest -

gelegt ist . Der Ubergang aus der Grundschule in eine mittlere

oder höhere Schule ist demnach im allgemeinen erst nach

Ablauf der 4jährigen Grundschulpflichtzeit gestattet .

2. Zweck und Ziel des Gesetzes vom 18. April 1925 ist

vielmehr zu verhindern , daß die Vorschrift des S 1 des

Grundschulgesetzes vom 28. April 1920 ein pädagogisch nicht

zu verantwortendes Hemmnis für die im Einzelfall zu be -

rücksichtigenden besonders leistungsfähigen Schüler und

Schülerinnen bildet .

3. Der Ausdruck „ im Einzelfall “ bedeutet , daß jeder ein -

zelne Antrag auf vorzeitige Aufnahme in eine mittlere oder

höhere Schule von der Schulaufsichtsbehörde unter dem Ge -

sichtspunkt geprüft werden muß , ob die im Gesetz ausge -

sprochenen Voraussetzungen zutreffen . Es ist nicht zulässig .



Grundſchulgeſetz . § 1 219

in der Grundschule oder von der Grundschule aus Einrich -
tungen zu treffen , die den Zweck haben , einen Teil der
Schüler der Grundschule über das Ziel ihrer Klasse hinaus
auf einen vorzeitigen Ubergang in eine mittlere oder höhere
Schule vorzubereiten .

4. Unter den „ besonders leistungsfähigen Kindern “ sind
solche Schüler und Schülerinnen zu verstehen , deren geistige
und körperliche Veranlagung und deren Schulleistungen be -

stimmt erwarten lassen , daß sie über das Ziel ihrer Klasse

hinaus ohne Uberspannung ihrer Kräfte im Unterricht der

nächsthöheren Alters - und Klassenstufe auf die Dauer mit

guten Schülern , die den ordentlichen Bildungsausgang durch -

laufen haben , Schritt halten können .

5. Die besondere Leistungsfähigkeit eines Kindes wird

festgestellt

a. auf Grund seiner Klassenzeugnisse ;

b. auf Grund eines eingehenden Gutachtens des Grund -

schullehrers :

c. auf Grund eins Gutachtens des Schularztes oder eines

beamtéten Arztes über seine körperliche Eignung

und Leistungsfähigkeit , soweit im Einzelfall ein ärzt -

liches Gutachten überhaupt erforderlich erscheint ;

d. auf Grund des Ergebnisses der Aufnahmeprüfung in

eine mittlere oder höhere Schule .

6. Uber die Anträge der Erziehungsberechtigten auf vor -

zeitige Zulassung eines Kindes zur Aufnahme in eine mitt -

lere oder höhere Schule entscheidet in jedem einzelnen Falle

die Schulaufsichtsbehörde an der Hand der in Nummer 5

erwähnten Unterlagen a bis c.

7. Den Kindern , die die Grundschule besuchen , stehen

diejenigen grundschulpflichtigen Kinder gleich , die eine Pri -

vatschule oder private Vorschulklassen besuchen GCvergleiche

§ 2 Absatz 2 des Grundschulgesetzes vom 28. April 1920,.
Reichsgesetzblatt Seite 851 ) sowie diejenigen , die auf Grund
des § 4 des Grundschulgesetzes vom Grundschulbesuch be -

kreit sind ; bei den letzteren ist das in Nummer 5 % genannte

Gutachten unerläßlich , soweit die Befreiung vom Grundschul -

besuch aus Gesundheitsrücksichten erfolgt ist .

8. Die Bestimmungen über die Dauer der Volksschul -

pflicht werden durch die vorstehenden Richtlinien nicht be⸗-

rührt .

III . Zu diesen Richtlinien ( II ) wird folgendes bemerkt :

1. In dem nach Ziffer 5 b zu erstattenden Gutachten des

Grundschullehrers sind insbesondere über die in Ziftfer 4

bezeichneten Gesichtspunkte Ausführungen zu machen . Wenn
das in Ziffer 5 % geforderte Gutachten nicht vorgelegt wird ,

80 ist dies zu begründen . Es ist anzugeben , in welche

Höhere Schule das Schulkind eintreten soll .
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2 . Schulaufsichtsbehörde im Sinne der Ziffer 6 ist das

Kreis - oder Stadtschulamt , welchem bis zum 8. Februar 1926

auf schriftlichen oder mündlichen Antrag des Erziehungs -

berechtigten die unter Zikter 5 bis c bezeichneten Belege

vom Leiter der Schule oder Schulabteilung , welcher das

Schulkind angehört — bei Privatunterricht vom Privat -

lehrer —, vorzulegen sind . Das Kreis - oder Stadtschulamt

teilt umgehend die Belege der Direktion der Höheren Schule ,

in welche das Schulkind eintreten soll , zur Stellungnahme mit

und erläßt nach deren Rückkunft seine Entscheidung , die

der Direktion und dem Leiter der bisher besuchten Schule

bezw . bei Privatunterricht dem Erziehungsberechtigten mit -

zuteilen ist . Gegen die Entscheidung des Kreis - oder Stadt -

schulamts steht der Direktion und dem Erziehungsberechtig -
ten Beschwerde an das Unterrichtsministerium Zzu.

IV . Die zur Aufnahme zugelassenen Schulkinder haben

sich gleichmäbig einer Prüfung zu unterziehen , in welcher

nachzuweisen ist :

1. Fertigkeit im Lesen der deutschen und lateinischen

Druckschrift .
2. Ubung im orthographischen Schreiben diktierter

deutscher Sätze sowie Fertigkeit im Gebrauch der

lateinischen Schrift .
3. Kenntnis der vier Rechnungsarten mit unbenannten

Jahlen von 1100 000.

Die Aufnahme erfolgt in jedem Falle auf Probe bis

Pfingsten .

Das Geſ . vom 25. April 1925 will beſonders leiſtungsfähigen

Kindern , deren Zurückhaltung in der Grundſchule gewiſſermaßen ein

pädagogiſches Unrecht wäre (Giff . 2 der Richtlinien ) , den Übergang in die

höhere Schule ſchon nach einer nur dreijährigen Ausbildungszeit

ermöglichen. Ausſchlaggebend für die Beurteilung der Leiſtungsfähigkeit

ſollen die Schulleiſtungen ſein . (Ziff . 4 der Richtl . ) Deshalb ſind

beſondere Veranſtaltungen in der Grundſchule zur Vorbereitung auf den

vorzeitigen Übergang in die höhere Schule in Ziff . 4 der Richtl . für

nicht zuläſſig erklärt . Was hier für die Grundſchule beſtimmt iſt ,

muß naturgemäß auch für nicht⸗ſtaatliche Vorſchulen gelten . Es kann aber

auch dem Sinn und der Abſicht des Geſetzes nicht entſprechen , dieſe Vor⸗

bereitung auf dem Wege einer neben dem Beſuch der Grundſchule einher⸗

gehenden privaten Unterwei ſung herbeizuführen . Ein ſolches

Verfahren würde auch nicht in Einklang ſtehen mit der Beſtimmung in

Art. 146 Abſ . 1 Werf . , wonach für die Aufnahme eines Kindes in eine

beſtimmte Schule ſeine Anlage und nicht die wirtſchaftliche und

geſellſchaftliche Stellung ſeiner Eltern maßgebend ſein ſoll . Da

ſich aber eine ſolche private Nachhilfe nicht verhindern und in den meiſten

Fällen nicht einmal feſtſtellen läßt , wird ſich der darin liegenden Um⸗

gehung des Geſ. nur dadurch begegnen laſſen , daß die in Ziff . 4 der Richt⸗

linien vorgeſchriebene Prüfung der Veranlagung und der Schulleiſtungen

eines Schülers nach den dort angegebenen Geſichtspunkten möglichſt genau

und gewiſſenhaft vorgenommen wird . Andererſeits wird bei Schülern ,
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die aus privater Vorbereitung Gorſchulen oder Privatunter⸗

richt) kommen , die Aufnahmeprüfung in die höhere Schule be⸗
ſonders eingehend zu geſtalten ſein .

Dder Zeitpunkt , auf den die Anträge nach Ziff . III 2 dem Kreis⸗

oder Stadtſchulamt vorzulegen ſind , wird , da die Vorſchrift dieſen Zeit⸗

punkt nicht allgemein , ſondern nur für das Jahr 1926 bezeichnet , alljähr⸗

lich von den Kreis⸗ und Schulämtern den ihnen unterſtellten Schulen be⸗

kanntzugeben ſein .
2. Der Ausdruck Grundſchulſtufen bezieht ſich auf Schulen ,

in denen nicht jeder Jahrgang eine eigene Klaſſe bildet , in denen viel⸗

mehr , wie namentlich bei den einklaſſigen ( Ganztags⸗ ) Schulen

mehrere Jahrgänge innerhalb der Klaſſe zu einer beſonderen Abteilung

zuſammengefaßt ſind . Stufen iſt ſonach gleichbedeutend mit Abtei⸗

lungen .
3. Abſ . 3 ſieht eine Erweiterung der vierjährigen Grundſchul⸗

pflicht nicht allgemein , ſondern nur für beſondere Fälle vor , z. B. für
die Einrichtung der Aufbauſchule oder der Oberſchule und

überläßt die Entſcheidung hierüber der oberſten Schulbehörde des ein⸗

zelnen Landes .

0§ 2.

( J Die beſtehenden öffentlichen Vorſchulen und Vorſchul⸗

klaſſen ſind alsbald aufzuheben . Statt der ſofortigen völligen
Aufhebung kann auch ein Abbau in der Weiſe erfolgen , daß vom

Beginne des Schuljahres 1920/21 oder , wo dieſes nicht angängig

iſt , ſpäteſtens vom Beginne des Schuljahres 1921/22 an die

unterſte Klaſſe nicht mehr geführt wird und der geſamte Abbau

ſpäteſtens zu Beginn des Schuljahres 1924/25 abgeſchloſſen ſein

muß .

2 ) Für private Vorſchulen und Vorſchulklaſſen gelten die

gleichen Vorſchriften , doch kann da , wo eine baldige Auflöſung

oder ein baldiger Abbau erhebliche wirtſchaftliche Härten für die

Lehrkräfte oder die Unterhaltungsträger mit ſich bringen würde

oder aus örtlichen Gründen untunlich iſt , die völlige Auflöſung

bis zum Beginne des Schuljahres 1929/30 aufgeſchoben werden .

Wird ein Aufſchub gewährt , iſt dafür zu ſorgen , daß die Ge⸗

ſamtſchülerzahl der Vorſchulklaſſen der Privatſchule den bis⸗

herigen Umfang nicht überſteigt . Ergeben ſich durch die Auf⸗
löfung oder den Abbau erhebliche wirtſchaftliche Härten für die

Lehrkräfte oder die Unterhaltungsträger , ſo iſt aus öffentlichen
Mitteln eine Entſchädigung zu gewähren oder durch ſonſtige

öffentliche Maßnahmen ein Ausgleich zu ſchaffen .

9 ) Als Vorſchulklaſſen im Sinne der Beſtimmungen der Ab⸗

ſätze 1 und 2 gelten ſtets die für Kinder in den erſten drei Schul⸗

pflichtsjahrgängen beſtimmten Klaſſen an mittleren und höheren
Lehranſtalten , ſowie ſelbſtändig beſtehende , zur Vorbereitung für

den Eintritt in eine mittlere oder höhere Lehranſtalt dienende
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Schulklaſſen . Allgemein oder für einzelne Schulgattungen oder

einzelne Schulen kann auch die für einen weiteren Schulpflichts⸗

jahrgang beſtimmte Klaſſe zum Zwecke der Aufhebung für eine

Vorſchulklaſſe im Sinne dieſer Beſtimmung erklärt werden .

1. Abſ . 1 bezieht ſich nur auf die öffentlichen Vorſchulen und

Vorſchulklaſſen . Solche beſtanden in Baden nur an den Höheren Mäd⸗

chenſchulen . Sie ſind bereits aufgrund des § 19 Abſ . 5 der Bad . Verf .

aufgehoben worden .

2. Die Vorſchrift in Abſ . 2 ſtützt ſich auf Art . 147 Abſ . 3 Werf . , der

—wie der Regierungsvertreter bei den Verhandlungen der Nationalver⸗

ſammlung ſich ausgedrückt hat — zur Beſeitigung dieſer Schulen „ auf⸗

gefordert “ hat . Das Geſetz ſchafft hiernach , indem es dieſe Schulen

aufhebt , unmittelbar geltendes Recht .

Den Ländern iſt für die Durchführung der Maßregel zur Ver⸗

meidung wirtſchaftlicher Härten für die Unternehmer und Lehrer ſolcher

Schulen oder von Störungen , die ſich an einzelnen Orten aus deren Auf⸗

hebung für den Betrieb beſtehender öffentlicher Schulen ergeben könnten ,

ein im Geſetz zeitlich beſchränkter Spielraum gegeben , den ſie

nicht überſchreiten dürfen , den einzuhalten aber ihrem Ermeſſen anheim⸗

geſtellt iſt .

Hinſichtlich des Zeitpunktes für die Auflöſung der privaten

Vorſchulen beſteht Meinungsverſchiedenheit darüber , ob die Auflöſung auf

den Beginn des Schuljahres 1929/30 bereits durchgeführt ſein muß oder

mit dem Beginn dieſes Schuljahres vollſtändig durchzuführen iſt , ſo daß

ſie erſt mit dem Ende des Schuljahres 1929/30 eintritt . Die letztere für

die Privatſchulen günſtigere Auffaſſung wird von Preußen und Baden

vertreten .
Der Schlußſatz in Abſ . 2 wurde bei den Kommiſſionsberatungen

beigefügt mit der Begründung , es müſſe in den Landesgeſetzen beſtimmt

werden , wer die Entſchädigung zu leiſten habe . Ein Antrag dahin⸗

gehend , im Falle von Schädigungen Reich , Länder oder Gemeinden er⸗

ſatzpflichtig zu erklären , wurde abgelehnt , desgleichen ein im Plenum

geſtellter Antrag , wonach Entſchädigungsforderungen an den Reichs⸗

fiskus zu richten ſeien , mit dem beſonderen Hinweis darauf , daß es ſich

um eine Grundſatzgeſetzgebung handle und infolge hievon Beſtimmungen
über Einzelheiten , die der Landesgeſetzgebung vorbehalten ſeien , nicht

aufgenommen werden könnten .

Im Zuſammenhang damit wurde von dem Vertreter des Reichs⸗

miniſteriums des Innern die Erklärung abgegeben , daß bei Beratung des

Geſetzentwurfs im Reichsrat die finanzielle Seite der Sache zur Sprache

gebracht und daß dabei eine Reſolution angenommen worden ſei , wonach

ſich ſpäter Reich und Länder wegen der entſtehenden Koſten aus⸗

einander zu ſetzen haben . Dabei dürfte es ſich nach der zwiſchen dem

Reich und den Ländern ſpäter gepflogenen Ausſprache zu ſchließen , in

erſter Reihe um die den Ländern aus der Aufhebung der Vorſchulen

erwachſenden Aufwendungen gehandelt haben .

Die Verhandlungen verliefen bei der wirtſchaftlichen Lage des

Reiches, wie die Verhandlungen über die Durchführungen des Art . 145⁵
RWVerf. über die Lernmittelfreiheit ergebnislos .
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In Baden wurde den Verhältniſſen ſeither in der Weiſe Rechnung
getragen , daß die Lehrkräfte von eingegangenen privaten Vorſchulen , ſo⸗
fern ſie die zum Nachweis der Befähigung zur Unterrichtserteilung an
Volksſchulen ſtaatlich vorgeſchriebenen Prüfungen abgelegt hatten , in den
Volksſchuldienſt übernommen wurden .

§ 38 .

Werden infolge der Aufhebung oder des Abbaues öffent⸗

licher Vorſchulen oder Vorſchulklaſſen hauptamtlich angeſtellte
Lehrer oder Lehrerinnen in ihren bisherigen Stellungen ent⸗

behrlich , ſo können dieſe Lehrer ( Lehrerinnen ) auch gegen ihren
Willen ohne Schädigung in ihren Gehaltsanſprüchen an öffent⸗
liche Volksſchulen oder an mittlere und höhere Lehranſtalten ver⸗

ſetzt werden .

8 4 .8

Privatunterricht für einzelne Kinder oder gemeinſamer
Privatunterricht für Kinder mehrerer Familien , die ſich zu dieſem
Zwecke zuſammenſchließen , darf an Stelle des Beſuchs der Grund⸗

ſchule nur ausnahmsweiſe in beſonderen Fällen zugelaſſen
werden .

Der Privatunterricht ſoll bei dem ſozialen Charakter des Ge⸗
ſetzes nur in Ausnahmefällen , wie ſie in der perſönlichen —

körperlichen oder ſeeliſchen — Eigenart eines Kindes oder in der abge⸗
legenen Wohnſtätte der Eltern oder ſonſt in einem „ſchuliſch beſonders
gelagerten “ Fall gegeben ſein können , nicht aber zum Zweck der Er⸗

richtung beſonderer Standesſchulen zuläſſig ſein . Dabei wurde in der

Nationalverſammlung darauf hingewieſen , daß die Schulverhältniſſe
unter Umſtänden derart ſein könnten , daß die Schüler die normaler
Weiſe durch die Schule zu vermittelnde Bildung nicht erlangen könnten .

Regierungsſeitig wurde betont , daß das Reich nicht be⸗
ſtimmen könne , wie § 4 im Einzelfall anzuwenden ſei ; es könne auch

hier nur Grundſätze aufſtellen und müſſe es den Landesregierungen über⸗

laſſen , daraus die richtigen Schlußfolgerungen zu ziehen .

85 .

Außf den Unterricht und die Erziehung blinder , taubſtummer ,

ſchwerhöriger , ſprachleidender , ſchwachſinniger , krankhaft veran⸗
lagter, ſittlich gefährdeter oder verkrüppelter Kinder , ſowie auf
die dem Unterricht und der Erziehung dieſer Kinder beſtimmten
Anſtalten und Schulen finden die Vorſchriften dieſes Geſetzes
keine Anwendung .

Vergl . Bad . Verf . § 19 Abſ . 5.
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